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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1966 

II/ 1 — 68070 — 6077/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Einführung einer gemein- 
samen Handelsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Oktober 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Einführung einer gemeinsamen Handelsregelung für 
Eieralbumin und Milchalbumin 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 92, 94, 111, 112, 113 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 21 über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Eier enthält Maßnahmen zur Erreichung der 
in Artikel 39 des Vertrags bestimmten Ziele. Eier 
dienen als Grunderzeugnis für die Herstellung von 
Eigelb und Albumin. Dieses letztere Erzeugnis, das 
im Anhang II des Vertrags nicht aufgeführt ist, 
unterliegt nicht den landwirtschaftlichen Bestim- 
mungen des Vertrags, während das erstere ihnen 
unterfällt. Daher ist die Bewertung der Eibestand- 
teile ungleich wegen der unterschiedlichen Waren- 
verkehrsregelungen. 

Daraus folgt eine Lage, die die Wirksamkeit der 
auf diesem Gebiet verfolgten gemeinsamen Land- 
wirtschaftspolitik zu gefährden droht, da die be- 
treffenden landwirtschaftlichen Erzeugnisse in er- 
heblichem Umfang auf einem nicht in den Anhang II 
aufgenommenen Gebiet abgesetzt werden. Um nicht 
die harmonische Entwicklung der Wirtschaftstätig- 
keit in der gesamten Gemeinschaft zu gefährden, ist 
es geboten, geeignete Maßnahmen vorzusehen. 

Um zu einer ausgewogenen Lösung zu gelangen, 
ist es angebracht, eine Handelsregelung für Albu- 
mine zu schaffen, die auf das auf das Grunderzeug- 
nis des Eialbumins anwendbare System ausgerichtet 
ist; das Eialbumin ist die wichtigste Albuminart. 
Es ist nötig, die Anwendbarkeit dieser Regelung 
auch auf Milchalbumin auszudehnen, da dieses an 
die Stelle des Eialbumins treten und auf diese Weise 
die Regelung unwirksam machen kann. 

Die Preise für Eialbumin bilden sich grundsätzlich 
nach Maßgabe der Eierpreise, die in den verschie- 
denen Mitgliedstaaten und auf dem Weltmarkt 
noch unterschiedlich sind. Um Wettbewerbsverzer- 
rungen aufgrund dieser Verschiedenheit zu vermei- 
den, ist es notwendig, eine Einfuhrabgabe zu 
erheben, deren Betrag diese Ungleichheit ausglei- 
chen kann. Es ist daher angebracht, die Handels- 
beziehungen der Mitgliedstaaten mit dritten Län- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 953/62. 


dem in Richtung auf einheitliche Grundsätze hin 
anzugleichen, die den besonderen Bedürfnissen des 
Marktes eines Verarbeitungserzeugnisses, dessen 
Rohstoff einer gemeinsamen Marktorganisation 
unterworfen ist, angepaßt sind. Die geeignetste 
Methode zur Bestimmung des Schutzbetrags, die 
insbesondere die Aufrechterhaltung der Gemein- 
schaftspräferenz ermöglicht, scheint die Ableitung 
von der auf Einfuhren von Eiern in der Schale aus 
Mitgliedstaaten oder dritten Ländern anwendbaren 
Abschöpfung zu sein. 

Aufgrund des Wertes der Verarbeitungserzeug- 
nisse ist es notwendig, verschiedene Koeffizienten 
vorzusehen, die die Aufmachung dieser Erzeugnisse 
berücksichtigen. 

Auf dem Weltmarkt ist der Eierpreis nicht der 
einzige Faktor, der, über die Transportkosten hin- 
aus, den Albuminpreis beeinflußt. Um die Wirksam- 
keit des Einfuhrabgabensystems zu gewährleisten, 
ist es notwendig, einen Zusatzbetrag vorzusehen, 
der der Abgabe hinzugefügt wird, wenn die Ange- 
bote auf dem Weltmarkt zu ungewöhnlichen Preisen 
erfolgen. 

Es erscheint gerechtfertigt, im Falle von Ausfuh- 
ren nach einem Mitgliedstaat und aus einem an- 
deren Mitgliedstaat, welcher Abgaben bei der Ein- 
fuhr von Erzeugnissen aus ersterem Staat erhebt, 
die Gewährung einer Erstattung zu ermöglichen. 

Um die Teilnahme der Mitgliedstaaten am Albu- 
min-Welthandel zu schützen, ist es angebracht, die 
Möglichkeit vorzusehen, einen Betrag bei der Aus- 
fuhr nach dritten Ländern zu erstatten. Im Hinblick 
auf eine Annährung an einheitliche Grundsätze der 
Handelsbeziehungen der Mitgliedstaaten mit drit- 
ten Ländern ist es unerläßlich, für den Höchstbetrag 
dieser Erstattung eine Gemeinschaftsregelung vor- 
zusehen. 

Zur Bestimmung des Höchstbetrags der Erstattung 
bei der Ausfuhr nach den Mitgliedstaaten und nach 
dritten Ländern ist die für die Errechnung der Ein- 
fuhrabgabe angewandte Methode wünschenswert. 
In bestimmten Fällen kann es sich jedoch als not- 
wendig erweisen, den Höchstbetrag der Erstattung, 
die nach den vorgenannten Grundsätzen errechnet 
wird, zu erhöhen, um die Ausfuhr nach dritten 
Ländern zu ermöglichen. 

Die Einführung eines Systems von Abgaben bei 
der Einfuhr aus den Mitgliedstaaten und aus dritten 
Ländern, das den Erzeugern der Mitgliedstaaten 
Garantien gibt, ermöglicht den Verzicht auf jede 
andere Schutzmaßnahme. 
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Ein Veredelungsvcrkchr, der dazu führt, daß der 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten mit Verede- 
lungserzeugnissen, in die eingeführte Grunderzeug- 
nisse verarbeitet worden sind, auf der Grundlage 
von Preisen für diese Grunderzeugnisse erfolgt, die 
niedriger sind als die Preise, die die Mitgliedstaaten 
auf ihren innerstaatlichen Märkten anwenden, ist 
unvereinbar mit einer Abgabenregelung, die auf 
dem Unterschied der angewandten Preise beruht. 

Aus dem Vorstehenden folgt, daß die Probleme, 
die sich für die Albumine stellen, gleicher Art sind 
wie diejenigen, die sich hinsichtlich der Waren stel- 
len, die Gegenstand der Verordnung des Rates 
vom zur Regelung des Handels mit bestimm- 

ten landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
sind. Die Besonderheiten auf dem Gebiet der Eier- 
wirtschaft und der Verarbeitungserzeugnisse machen 
nichtsdestoweniger, wie bereits ausgeführt, den 
Erlaß einer Handelsregelung erforderlich, da sich 
bestimmte technische Einzelheiten von denen für 
den Warenverkehr unterscheiden, der Gegenstand 
der vorgenannten Verordnung ist. Daher erscheint 
es zweckmäßig, für Albumine eine Handelsrcgelung 
durch eine gesonderte Verordnung zu schaffen. 

Der Vertrag hat keine besonderen Befugnisse für 
die Schaffung von Maßnahmen für die oben- 
genannte Handelsregelung vorgesehen. Daher ist 
es angebracht, auf Artikel 235 des Vertrags zurück- 
zugreifen. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
werden Einfuhrabgaben für folgende Waren an- 
gewandt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 35.02 

ex A II 

Albumine 

andere (als ungenießbare oder 
ungenießbar gemachte) 

a) Eieralbumin und Milch- 
albumin 

1. getrocknet (in Blättern, 
Flocken, Kristallen, Pul- 
ver, usw.) 

2. andere 


A r t i ke 1 2 

(1) Der Betrag der Abgabe bei der Einfuhr der 
unter Artikel 1 fallenden Erzeugnisse aus den Mit- 
gliedstaaten ist gleich dem gemäß Artikel 3 der Ver- 
ordnung Nr. 21 festgesetzten Abschöpfungsbetrag 


für zum Verbrauch bestimmte Eier in der Schale 
von Hausgeflügel, der mit dem für das betreffende 
Erzeugnis nach Artikel 3 festgesetzten Koeffizienten 
multipliziert wird. 

(2) Der Betrag der Abgabe bei der Einfuhr der 
unter Artikel 1 fallenden Erzeugnisse aus dritten 
Ländern ist gleich dem gemäß Artikel 4 der Ver- 
ordnung Nr. 21 festgesetzten Abschöpfungsbetrag 
für die genannten Eier, der mit dem nach Artikel 3 
für das betreffende Erzeugnis festgesetzten Koeffi- 
zienten multipliziert wird. 

(3) Die in diesem Artikel genannten Beträge der 
Abgaben werden nach dem in Artikel 10 vorgese- 
henen Verfahren festgesetzt. 

Artikel 3 

Die Koeffizienten für die in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse werden nach dem in Artikel 10 vor- 
gesehenen Verfahren festgesetzt, indem, entspre- 
chend dem in Artikel 3 Absatz (4) Buchstabe b) der 
Verordnung Nr. 21 bestimmten Verhältnis, der 
Komplementärwert zu den für Eigelb festgesetzten 
Koeffizienten festgestellt wird. 

Artikel 4 

(1) Die Kommission kann einen Mitgliedstaat 
auf dessen Antrag ermächtigen, die sich nach Arti- 
kel 2 ergebenden Beträge der Einfuhrabgaben zu 
verringern. In diesem Fall entspricht der von diesem 
Mitgliedstaat gegenüber dritten Ländern erhobene 
Betrag mindestens dem Betrag der Abgabe, den der 

I Mitgliedstaat mit dem niedrigsten Abgabenbetrag 
gegenüber dritten Ländern anwendet. 

(2) Nimmt ein Mitgliedstaat Absatz (1) in An- 
spruch, so werden die Einfuhrabgaben gegenüber 
allen Mitgliedstaaten um den gleichen Betrag ver- 
ringert. 

Gleichzeitig ermächtigt die Kommission die an- 
deren Mitgliedstaaten, gegenüber diesem Mitglied- 
staat Einfuhrabgaben zum Augleich dieser Verrin- 
gerung festzusetzen. Auf keinen Fall darf die Ver- 
ringerung des Betrags der Abgabe gegenüber drit- 
ten Ländern größer sein als gegenüber den Mit- 
gliedstaaten. 

Artikel 5 

(1) Zur Vermeidung von Störungen durch Ange- 
bote aus dritten Ländern zu ungewöhnlichen Prei- 
sen wird ein Einschleusungspreis für die in Artikel 1 
genannten flüssigen oder gefrorenen Erzeugnisse 
sowie ein Einschleusungspreis für die unter Arti- 
kel 1 fallenden getrockneten Erzeugnisse festge- 
setzt. Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage des 
für zum Verbrauch bestimmte Eier in der Schale von 
Hausgeflügel ermittelten Einschleusungspreises un- 
ter Berücksichtigung der in Artikel 3 genannten 
Koeffizienten für die betreffenden Erzeugnisse so- 
wie unter Berücksichtigung der Verarbeitungs- 
kosten. 
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(2) Der Einschleusungspreis wird für einen Zeit- 
raum von drei Monaten im voraus festgesetzt. 

(3) Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei der 
Einfuhr unter den Einschleusungspreis, so werden 
die nach Artikel 2 festgesetzten und gegebenenfalls 
nach Artikel 4 verringerten Beträge der Einfuhr- 
abgaben in den einzelnen Mitgliedstaaten um einen 
Betrag erhöht, der dem Unterschied zwischen dem 
Angebotspreis frei Grenze und dem Einschleusungs- 
preis gleich ist. 

Die Beträge der Einfuhrabgaben werden jedoch 
nicht um diesen Zusatzbetrag gegenüber den dritten 
Ländern erhöht, die bereit und in der Lage sind, 
die Garantie zu übernehmen, daß der tatsächliche 
Preis bei der Einfuhr aus ihrem Hoheitsgebiet nicht 
unter dem Einschleusungspreis liegt und jede Ver- 
kehrsverlagerung vermieden wird. 

(4) Nach dem in Artikel 10 vorgesehenen Ver- 
fahren werden festgesetzt: 

— die Einschleusungspreise; 

— die Einzelheiten für die Festsetzung der in Ab- 
satz (3) genannten Zusatzbeträge. Diese Zusatz- 
beträge werden jedoch von dem einführenden 
Mitgliedstaat festgesetzt und erhoben. Der Mit- 
gliedstaat, der diese Maßnahme trifft, muß sie 
sofort den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission notifizieren. Die von den Mitglied- 
staaten gemeinsam zu treffenden Maßnahmen 
werden nach dem in Artikel 10 vorgesehenen 
Verfahren festgelegt. 


Artikel 6 

(1) Ein Mitgliedstaat, der nach dieser Verord- 
nung eine Einfuhrabgabe gegenüber einem an- 
deren Mitgliedstaat erhebt, kann bei der Ausfuhr 
der unter Artikel 1 fallenden Erzeugnisse nach 
diesem Mitgliedstaat einen Betrag erstatten, welcher 
gleich ist dem bei der Ausfuhr der in Artikel 2 Ab- 
satz (1) genannten Eier nach diesem Mitgliedstaat 
anwendbaren Höchstbetrag der Erstattung, der für 
das betreffende Erzeugnis mit dem in Artikel 3 ge- 
nannten Koeffizienten multipliziert wird. 

(2) Die Erstattungsbeträge dürfen nicht höher 
sein als der Betrag der Einfuhrabgabe, der sich bei 
einer etwaigen Anwendung des Artikels 4 ergibt. 

(3) Dieser Erstattungsbetrag wird den anderen 
Mitgliedstaaten und der Kommission mitgeteilt. 


Artikel 7 

(1) Der Höchstbetrag, den ein Mitgliedstaat bei 
der Ausfuhr der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse in ein drittes Land erstatten kann, ist gleich 
dem Betrag der in Artikel 2 Absatz (2) vorgesehe- 
nen, gegebenenfalls nach Artikel 4 verminderten 
Einfuhrabgabe. 


(2) Falls die Preisentwicklung auf dem Welt- 
I markt dies erforderlich macht, kann jedoch der ge- 
mäß dem vorstehenden Absatz errechnete Höchst- 
betrag nach dem in Artikel 10 vorgesehenen Ver- 
fahren um einen Zusatzbetrag erhöht werden. 

(3) Der Erstattungsbetrag wird den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission mitgeteilt. 

Artikel 8 

(1) Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten sind 
sowohl bei der Einfuhr als auch bei der Ausfuhr mit 
der Anwendung dieser Verordnung unvereinbar: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 

— die Anwendung von Maßnahmen gleicher Wir- 
kung wie mengenmäßige Beschränkungen. 

(2) Bei der Einfuhr aus dritten Ländern sind mit 
der Anwendung dieser Verordnung unvereinbar: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung, es 
sei denn, daß der Rat mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission etwas anderes 
beschließt. 

(3) Unvereinbar mit der Anwendung dieser Ver- 
ordnung ist die Ausfuhr aus einem Mitgliedstaat 
in einen anderen Mitgliedstaat: 

a) von in Artikel 1 genannten Erzeugnissen, auf 
welche die im ausführenden Mitgliedstaat an- 
wendbaren Einfuhrabgaben nicht erhoben oder bei 
welchen diese Einfuhrabgaben ganz oder teilweise 
erstattet worden sind, oder 

b) von in Artikel 1 genannten Erzeugnissen, zu 
deren Herstellung in dieser oder einer vorangegan- 
genen Stufe der Be- oder Verarbeitung andere in 
Artikel 1 genannte oder unter den Bestimmungen 
dieses Absatzes ähnliche Bestimmungen fallende 
Erzeugnisse verwendet worden sind, auf welche die 
im ausführenden Mitgliedstaat anwendbaren Ein- 
fuhrabgaben oder Abschöpfungen nicht erhoben 
oder bei welchen diese Einfuhrabgaben oder Ab- 
schöpfungen ganz oder teilweise erstattet worden 
sind. 

Artikel 9 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit für die in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse alle von dieser Verordnung abwei- 
chenden Maßnahmen treffen, damit den besonderen 
Verhältnissen Rechnung getragen wird, die bei die- 
sen Erzeugnissen bestehen können. 

Artikel 10 

In den Fällen, in denen auf diesen Artikel Bezug 
genommen wird, ist das in Artikel 17 der Verord- 
nung Nr. 21 vorgesehene Verfahren anwendbar. 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1036 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Sollten Ubergangsmaßnahmen erforderlich sein, 
so werden sie nach dem in Artikel 10 vorgesehenen 
Verfahren erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Markt für Eiererzeugnisse unterliegt der Ver- 
ordnung Nr. 21 des Rats, die der Gemeinschafts- 
produktion von Eiern sowie von Eiererzeugnissen, 
mit Ausnahme von Eiweiß, einen angemessenen 
Schutz gewährt. 


weiß und die Festsetzung eines Einschleusungsprei- 
ses vorzusehen, um diesem Erzeugnis den gleichen 
Schutz zu gewähren, unabhängig davon, ob es mit 
dem Eigelb zusammen oder getrennt auf den Markt 
kommt. 


Da Eiereiweiß nicht als landwirtschaftliches Erzeug- 
nis galt, steht es nicht auf der Warenliste in An- 
hang II des Vertrags und ist folglich von der Rege- 
lung über die Abschöpfungen und Einschleusungs- 
preise nach Verordnung Nr. 21 ausgeschlossen. 

Für Eieralbumin ergibt sich aus diesem Ausschluß 
eine zwiespältige Lage, da es in Verbindung mit 
dem Eigelb, einem anderen Bestandteil des Eies, 
durch die Verordnung Nr. 21 bei getrennter Ver- 
marktung aber nur durch einen niedrigen Zollsatz 
geschützt wird. 

Diese Anomalie ist so groß, daß die Schwierigkeiten 
sich auf den gesamten Sektor der Eierproduktion 
auswirken. 

Die Wirtschaftskreise der Gemeinschaft haben die 
Kommission wiederholt darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Zollregelung für Eier-Eiweiß eine Lücke im 
Schutzsystem für Eiererzeugnisse darstellt, die ge- 
wisse Marktstörungen zur Folge hat. 

Auf Eier-Eiweiß wird bei der Einfuhr in die Gemein- 
schaft ein Wertzoll von 10 Vo erhoben. Angesichts 
des sehr geringen Handelswertes des Erzeugnisses 
reicht dieser Zollsatz nicht aus, um sowohl für Eier- 
Eiweiß wie auch für das in der Gemeinschaft er- 
zeugte Eigelb angemessene Wettbewerbsbedingun- 
gen zu garantieren. 

Da das Eier-Eiweiß nur ein Nebenprodukt des Ei- 
gelbs ist, beeinflußt sein Verkaufspreis die Geste- 
hungskosten des Eigelbs und damit auch seinen Ver- 
kaufspreis. Ferner ist der Verkauf des Eiweißes in 
der Praxis häufig mit dem Verkauf des Eigelbs ge- 
koppelt, so daß die Absatzschwierigkeiten für Ei- 
weiß sich selbstverständlich auf die Absatzmöglich- 
keiten des Hauptprodukts auswirken. 

Die Belastung, welcher der Markt für Eier-Eiweiß 
der Gemeinschaft durch die Ausfuhren von Dritt- 
ländern zu sehr niedrigen Preisen ausgesetzt ist, 
erschwert nicht nur den Absatz von Eier-Eiweiß der 
Gemeinschaft und drückt auf seinen Verkaufspreis, 
sondern schwächt auch die Wettbewerbslage für ein- 
heimisches Eigelb gegenüber Einfuhreigelb. 

Aus dem niedrigen Schutz für Eier-Eiweiß ergeben 
sich zwei wichtige Folgen: Einmal wird der Absatz 
von einheimischen Eier-Eiweiß erschwert, und zum 
anderen wird der durch die Verordnung Nr. 21 für 
einheimisches Eigelb gewährte Schutz mittelbar auf- 
gehoben, da sich die Gestehungskosten und folglich 
der Verkaufspreis für dieses Erzeugnis erhöhen. 

Bei dieser Sachlage erscheint es daher gerechtfertigt, 
eine Abgaberegelung bei der Einfuhr von Eier-Ei- 


Zu diesem Zweck müssen die Abgaben auf das aus 
Drittländern und den Mitgliedstaaten eingeführte 
Eier-Eiweiß nach der gleichen Methode berechnet 
werden wie die Abschöpfungen für Eigelb, d. h. auf 
die Abschöpfungen für Eier in der Schale wird ein 
spezifischer Koeffizient angewendet, der sich nach 
Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe b) und Artikel 4 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 21 errechnet. 

Eine einheitliche Berechnungsmethode für Eigelb 
und Eiweiß bietet den Vorteil, daß für Eier in der 
Schale und ihre Bestandteile, nämlich Eigelb und Ei- 
weiß, ein ausgewogener Schutz hergestellt wird. 

Die Berechnung der spezifischen Koeffizienten für 
Eier-Eiweiß stützt sich dabei auf die Grunddaten für 
die Berechnung des spezifischen Koeffizienten für 
Eigelb, nämlich die Standardzusammensetzung des 
Eies (Eiweiß 55 ®/o, Eigelb 33 Vo, Schale 12 Vo) und 
das feste Verhältnis zwischen den Handelswerten 
für Eigelb und Eiweiß (5 : 1). 

Auf dieser Grundlage erhält man für Eiweiß einen 
Komplementärkoeffizienten zum Koeffizienten für 
Eigelb, so daß ein gleichmäßiger Schutz für die Be- 
standteile des Eies gewährleistet sein wird. 


Berechnung des Umrechnungskoeffizienten: 

1. Eigelb, flüssig oder gefroren 

330 g Eigelb + (550 g Eiweiß : 5) ~ 440 g Eigelb 
1000 g : 440 = Koeffizient 2,27 


2. Eiweiß, flüssig oder gefroren 

550 g Eiweiß + (330 g Eigelb X 5) = 2200 g 
Eiweiß 

1000 g : 2200 — Koeffizient 0,455 


3. Eigelb, getrocknet (Trockenmasse = 51,3 Vo) 


Koeffizient 


2,27 X 100 
51,3 


4,43 


4. Eiweiß, getrocknet 
masse == 12,3 ®/o) 


(durchschnittliche Trocken- 


Koeffizient 


0,455 X 100 
12,3 


- 3,70 


Der Berechnung des Einschleusungspreises für flüs- 
siges oder gefrorenes sowie getrocknetes Eiereiweiß 
wird das derzeit zur Berechnung der Einschleusungs- 
preise für Eigelb angewandte Verfahren zugrunde 
gelegt. Die Kosten des Grundstoffs werden daher 
mit Hilfe der vorgenannten Koeffizienten vom Ein- 
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schleusungspreis für Eier in der Schale abgeleitet, 
der um eine gewisse Spanne für die handelsübliche 
Wertminderung verringert wird. Zu den Kosten des 
Grundstoffs werden die speziellen Verarbeitungs- 
kosten zur Herstellung in flüssiger oder getrock- 
neter Form gerechnet. 

Nach Prüfung der technischen Daten über die in 
den Eieraufschlagbetrieben der Gemeinschaft fest- 
gestellten Verarbeitungskosten kann die Kommis- 
sion zur Deckung dieser Kosten einen Betrag von 
0,070 RE/kg für die Herstellung von flüssigem oder 
gefrorenem Eiweiß sowie von 0,7325 RE/kg für die 
Herstellung von getrocknetem Eiweiß in Aussicht 
nehmen. 

Für Milchalbumin, ein Ersatzprodukt von Eier- 
albumin, das derzeit unter der gleichen Tarifnum- 
mer aufgeführt wird und dem gleichen Wertzoll bei 
der Einfuhr unterliegt, müßte zwangsläufig die glei- 
che Regelung wie für Eiereiweiß gelten. 

Eine unterschiedliche Behandlung dieser beiden 
Erzeugnisse würde die Verbraucher veranlassen, 
Milchalbumin auf Kosten des Verbrauchs von Eier- 
albumin zu bevorzugen. 
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